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Nr. Behörden Inhalt der Äußerung (gekürzt) 
Originalschreiben liegen der Gemeinde und dem Gemeinderat vor 
 

Stellungnahme  
Planer / Verwaltung 

Beschluss 

 
 
1 Landratsamt  

Bodenseekreis 
Amt f. Kreisentwicklung  

25.09.2020 

A. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen 
I. Belange des Planungsrechts  
§ 13b BauGB kann nur angewandt werden, wenn die festgesetzten 
Grundflächen 10.000.qm nicht überschreiten. Die Festsetzung der GR in 
WA 5 ist klarzustellen. 
 
 
 
II. Belange des Natur- und Landschaftsschutzes 
Eine erhebliche Beeinträchtigung des nördlich direkt angrenzenden Bio-
tops „Ramsbach und begleitende Vegetation“ … , auch mit seiner Eigen-
schaft als Lebensraum für dort vorkommende Arten, ist unzulässig. Hier-
bei sind auch die mittelbaren Auswirkungen durch Licht oder Lärm zu 
berücksichtigen. Maßgeblich beim Schutz ist die tatsächliche Fläche des 
Biotops. Die Biotopfläche beinhaltet u. a. einen alten Baumbestand mit 
hohen Bäumen. Hieraus ergeben sich bei einem zu geringen Abstand der 
Wege, Gebäude etc. regelmäßig Verkehrssicherungsprobleme, mit Fol-
gen für die ökologische Qualität des Biotops. In Anlehnung an den Wald-
abstand von 30 m (§ 4 Abs. 3 LBO), der letztlich auch die Verkehrssi-
cherheit gewährleisten soll, wird ein ausreichender Abstand zum Biotop 
für erforderlich gehalten. Die derzeit festgesetzten Baufelder WA1 sowie 
das dreigeschossige WA7 und öffentliche Verkehrsfläche reichen teils bis 
unmittelbar an das Biotop heran. Davon ausgehend muss von einer er-
heblichen Beeinträchtigung des gesetzlich geschützten Biotops ausge-
gangen werden. 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund des direkt angrenzenden gesetzlich geschützten Biotops und 
dort wahrscheinlich vorkommenden, teils lichtmeidenden Fledermausar-
ten, ist in den planungsrechtlichen Festsetzungen zu ergänzen, dass 
vorgesehene Beleuchtungseinrichtungen von den Gehölzen in diesen 
Bereichen weg gerichtet zu installieren sind.

 
 
Die zulässige GR im Plangebiet liegt 
knapp unter 10.000.qm. Die Festsetzung 
der GR im WA 4 (vorher WA5) wird klar-
gestellt. Im gesamten WA4 sind max. 
800 qm zulässig. 
 
 
An das Biotop grenzen überwiegend 
Grünflächen und der vorhandene Wirt-
schaftsweg (Flst.Nr. 546 an). Am West- 
und Nordrand des Plangebietes werden 
Pflanzbindungen in den Lageplan aufge-
nommen.  
Innerhalb des Plangebietes befinden sich 
keine Höhlenbäume. Der Abstand von 12 
bis 20 m zur Bebauung wird als ausrei-
chend eingeschätzt.  
Eine temporäre Beeinträchtigung durch 
Lärm findet lediglich während der Bauzeit 
statt. Eine relevante permanente schädli-
che Lärmeinwirkung auf das Biotop kann 
aufgrund der Wohnnutzung und der ge-
ringen Verkehrsbelastung nicht ange-
nommen werden. Bisher bestand eine 
mögliche Beeinträchtigung von Tieren 
und Pflanzen durch die Anwendung und 
die Abdrift von Pflanzenschutzmitteln aus 
dem Hopfenanbau. Diese entfällt künftig. 
 
Für die Außenbeleuchtung sind insekten-
schonende Leuchten festgesetzt. Be-
leuchtungseinrichtungen dürfen nicht in 
Richtung des nördlich angrenzenden 
Gehölzbiotops gerichtet werden.
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B. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o.g. 
Entwurf berühren können. 
                                                               Keine 
 
C. Stellungnahme aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Ent-
wurf, gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und 
ggfls. Rechtsgrundlage. 
 
I. Belange des Planungsrechts  
1. Der nördliche, abgegrenzte Bereich des WA5 hat nicht die Größe für 
die in der Nutzungsschablone festgesetzte Grundfläche (GR) von 900 m².
 
 
2- Die Baufelder der WA6 sind im Bereich der Bestandsgebäude etwa  
430 m² groß. Auch wenn Garagen, Carports und Stellplätze nur innerhalb 
der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig sind, beträgt der Anteil der 
festgesetzte Grundfläche mit 170 m² nur etwa 40%. Laut Begründung 
sollen Erweiterungsmöglichkeiten gewährt werden. 
 
 
 
 
 
 
3. Die in Festsetzung Nr. 3b) genannten Eintragungen sind im Lageplan 
nicht enthalten. Die Zuordnung ist aber über die Bezeichnung der Baufel-
der eindeutig. 
 
 
4 Der Kinderspielplatz und die nordöstliche Retentionsfläche sind im Be-
reich einer privaten Grünfläche angesiedelt, laut Begründung sollte es 
sich um öffentliche Grünflächen handeln. 
 
 
 
 
5 Sollten zur Erschließung der Hinterlieger (westliche WA7 und östliche 
WA9 Baufelder) Geh- und Fahrrechte erforderlich sein, sind diese festzu-
setzen. 
 

 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Die Festsetzung der GR im WA 5 (neue 
WA4) wird klargestellt. Im gesamten 
WA5 sind max. 800 qm zulässig. 
 
Im Bereich der Bestandsgebäude WA5 
(vorher WA6) ist eine Erweiterung auf 
künftig 3-geschossige Gebäude zulässig. 
Entsprechend dem städtebaulichen Ent-
wurf sollen im Übergangsbereich von der 
Jahnstraße zum zentralen Quartierspark 
in der Verlängerung der Kolpingstraße 
kleinere Gebäude entstehen. Innerhalb 
der Baufelder bleibt die Stellung der Ge-
bäude flexibel. 
 
Die Festsetzung der abweichenden 
Bauweise ist sowohl im Text als auch in 
der Nutzungsschablone / Planzeichener-
klärung enthalten.  
 
Änderung im Lageplan: Festsetzung 
einer öffentlichen Grünfläche für die 
nordöstliche Sickermulde und Verlegung 
des Spielplatzes in den Quartierspark. 
Dieser wird als private Grünfläche fest-
gesetzt. 
 
Ein Geh- Fahr- und Leitungsrecht wurde 
lediglich für WA2 im Lageplan aufge-
nommen. Diese sind im WA7 und WA9 
nicht erforderlich. 
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II. Belange des Natur- und Landschaftsschutzes 
Ob Festsetzungen im Hinblick auf den Artenschutz erforderlich sind, kann 
noch nicht beurteilt werden, da die Belange des Artenschutzes derzeit 
noch durch Herrn Ramos bearbeiten werden. Kenntnisse über Arten im 
Geltungsbereich liegen der unteren Naturschutzbehörde nicht vor. 
 
III. Belange des Wasser- und Bodenschutzes 
Für das Plangebiet ist eine Entwässerungskonzeption zur Ableitung des 
Niederschlagwassers von befestigten Flächen über dränierte Sickermul-
den (ggf. gegen den Untergrund abgedichtet) in den Ramsbach in Arbeit 
(Ing.Büro Rapp).  
1 Die zur Anwendung kommende Lösung hängt stark von den, auf dem 
Plangebiet vorhandenen Altablagerungen (Bauschutt und Hausmüll) ab. 
Die Entwässerungskonzeption sollte vor der Offenlage mit dem Amt für 
Wasser- und Bodenschutz abgestimmt werden. 
 
2 Sofern Versickerungsmulden für Niederschlagswasser oberstromig zur 
Altablagerung angelegt werden sollen, ist der Nachweis zu führen, dass 
das Niederschlagswasser nicht durch den Auffüllungskörper der Altabla-
gerung abfließt und dadurch möglicherweise zu einem stärkeren Schad-
stoffaustrag ins Grundwasser führen kann. 
Tiefgaragen sind so herzustellen, dass ein Versickern von Löschwasser 
oder von Flüssigkeiten, die von den dort parkenden Kraftfahrzeugen ab-
tropfen, in den Untergrund ausgeschlossen ist. 
 
3 Aufgrund der Nutzung des Plangebiets für den Intensivanbau verbun-
den mit dem Einsatz von Spritzmitteln, empfehlen wir dringend ein ent-
sprechendes Bodengutachten im Vorfeld der Bebauung erstellen zu las-
sen. Auf diese Vornutzung und ggf. die Ergebnisse des Gutachtens sollte 
unter B.1. hingewiesen werden. Zudem sollten, die Grenzen der Altabla-
gerung noch vor Abschluss des Bebauungsplanverfahrens durch zusätz-
liche Untersuchungen verifiziert werden, die Darstellung im Plan wäre 
ggf. entsprechend anzupassen. 
 
 
Bitte in Hinweis Nr. 1 im Text aufnehmen: 
„Bei Baumaßnahmen im Bereich der Altablagerung ist die untere Boden-
schutz- und Altlastenbehörde zwingend im Genehmigungsverfahren zu 
beteiligen. Sollte eine Beteiligung im Verfahren gesetzlich nicht vorgese-
hen sein, ist mit den Bauantragsunterlagen eine Bestätigung der Behörde 

 
 
Das Artenschutzgutachten wird den Un-
terlage zur öffentlichen Auslegung beige-
fügt.  
 
 
 
Eine Systembeschreibung des Entwäs-
serungskonzepts wird in die Planunterla-
gen übernommen.  
 
Die Entwässerungskonzeption ist mit 
dem LRA abgestimmt. 
 
 
 
Wird berücksichtigt. Versickerungsmul-
den oberstromig zur Altablagerung sind 
nicht geplant.  
 
 
Ergänzung der Hinweise 
 
 
 
Es wurde ein Bodengutachten erstellt. 
Die Grenze der Altablagerung ist verifi-
ziert. Ein Entwurf zum Bodenverwer-
tungskonzept liegt vor. Die Hinweise 
werden bzgl. Bodenbelastungen und 
Bodenmanagement ergänzt.  
 
 
 
 
 
Ergänzung der Hinweise wie vorgeschla-
gen. (Hinweis Nr. 1 Bodenschutz / Altlas-
ten) 
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vorzulegen, dass die Bauantragunterlagen geprüft werden konnten und 
die Vorgehensweise hinsichtlich der bodenschutz- und abfallrechtlichen 
Anforderungen beim Eingriff in den Untergrund (Altablagerung) mit der 
Behörde abgestimmt wurden.“ 
 
IV. Belange des Forstrechts 
Die Baumbestände entlang des Ramsbaches, bezeichnet als breite Ge-
hölzfläche, sind Wald gem. § 2 Landeswaldgesetz Von Waldgrundstü-
cken sollte der Abstand  gem. § 4 Abs. 3 LBO aus Verkehrssicherheits-
gründen eingehalten werden. 
 
 
 
 
V. Belange des Immissionsschutzes 
In der Begründung wird festgestellt, dass bei den gegebenen Lärmpegeln 
auf die Festsetzung von Schallschutzmaßnahmen verzichtet werden 
kann. Es werden Außenlärmpegel von unter 58 dB(A) genannt. Bitte nä-
her ausführen. 
 
 
V. Belange des Brandschutzes 
Die Feuerwehr Tettnang, Abteilung Stadt, verfügt über ein eigenes Hub-
rettungsfahrzeug, welches innerhalb der fachtechnisch erforderlichen Zeit 
für Maßnahmen zur Menschenrettung bis zu deren technischen Einsatz-
grenzen zum Einsatz gebracht werden kann. Insofern kann der zweite 
Rettungsweg nach LBO im Regelbau gestellt werden. Dies setzt aller-
dings entsprechende Aufstellflächen sowie die zugehörigen Zufahrten 
nach § 2 LBOAVO sowie VwV Feuerwehrflächen voraus. Für Sonderbau-
ten (z. B. Kindergarten) und in Abhängigkeit der Nutzung kann die Forde-
rung nach weiteren baulichen Rettungswegen entstehen. Die Installation 
von Überflurhydranten wird ausdrücklich empfohlen. 
 
V. Belange des Verkehrsrechts 

Wir bitten auf der Grundlage folgender Anregungen und Bedenken die 
Verkehrsführung umzuplanen und dabei die Straßenverkehrsbehörde 
zu beteiligen: 

1. Es ist geplant, die Jahnstraße im östlichen Teil auf 5,5 m zuzüglich 
eines 2,0 m breiten Gehwegs auszubauen. Diese Gehwege werden an 
der neuen östlichen Erschließungsstraße beidseitig weitergeführt, en-
den jedoch vor den Baufeldern WA3. Wir empfehlen die Gehwege im 

 
 
 
 
 
 
Im Lageplan wird der Gefahrenbereich 
des Waldes (30 m Waldabstand) darge-
stellt. Der Waldabstand wird unterschrit-
ten. Als Schutzmaßnahme sollen die 
baulichen Anlagen bautechnisch gesi-
chert werden. Den angrenzenden Wald-
besitzern soll ein Haftungsverzicht garan-
tiert werden. 
 
Gemäß Lärmgutachten (BS-Ingenieure) 
werden Maßnahmen zum passiven 
Lärmschutz festgesetzt. Am Südrand des 
Plangebiets können Lärmbelastung ent-
sprechend Lärmpegelbereich III erreicht 
werden. 
 
Ergänzung der Hinweise.  
Wird im Rahmen der Bau- und Erschlie-
ßungsplanung berücksichtigt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dem Bebauungsplan wird der Vorentwurf 
der Straßenplanung der Stadt Tettnang 
zur Jahnstraße zugrunde gelegt. Diese 
Planung (Büro Marschall&Klingenstein) 
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gesamten Bereich der Straße vorzusehen oder den Fahrbahnverlauf 
so zu verschwenken, dass die Verkehrsteilnehmer in der Fortführung 
nicht direkt auf die Senkrechtstellplätze geleitet werden.  
Im Bereich zwischen Jahnstraße 14 und dem neuen Abzweig Richtung 
Norden steht lediglich eine reduzierte Breite von 3,5 m für die Fahr-
bahn und 2 m breite Gehwege zur Verfügung. An dieser Engstelle 
muss der Fußgänger mehrmals die Jahnstraße wechseln, da die Geh-
wege abschnittsweise nur einseitig vorgesehen sind. Laut Begründung 
soll Gegenverkehr bei verminderter Geschwindigkeit und unter Mitbe-
nutzung des Fußgängerbereiches möglich sein. Fahrverkehr in Längs-
richtung über den Gehweg zu führen ist jedoch nicht zulässig, auch 
nicht mit Schrittgeschwindigkeit. Der Gehweg dient als Schutzraum 
insbesondere für Kinder, ältere Personen oder Menschen mit Behinde-
rungen und muss als solcher dauerhaft sichergestellt sein. Zudem ist 
im Bereich der Engstelle an der Einmündung der Kolpingstraße eine 
Schleppkurve für Lkw beim Ein- und Abbiegen nachzuweisen.  
Da das Verkehrsaufkommen in diesem Quartier zukünftig deutlich zu-
nimmt und der Linienbusverkehr dort verläuft, regen wir auch für die 
Jahnstraße als Haupterschließungsstraße eine Fahrbahnbreite von 6,0 
m an.  
 

2. Innerhalb des Plangebietes werden verkehrsberuhigte Bereiche als 
Mischfläche (Wohnstraßen) mit einer Breite von 6,0 m angestrebt. Das 
entsprechende Planzeichen müsste zur Kennzeichnung verwendet 
werden (Anlage PlanzV Nr. 6.3 V). Die baulichen Voraussetzungen 
hierzu müssen mit der Straßenverkehrsbehörde im Vorfeld abgestimmt 
werden. Wir regen eine mit Gehwegen ausgestattete Tempo-30-Zone 
für den gesamten Bereich an, da ansonsten vorfahrtsrechtliche Unsi-
cherheiten entstehen. 
 

3. Wir bitten im gesamten Gebiet öffentliche Parkplätze vorzusehen. Die 
Anlage von Parkplätzen für mobilitätseingeschränkte und schwerbe-
hinderte Menschen (Mindestbreite 3,50 m) sollte mitberücksichtigt 
werden. 

4. Die erforderlichen Sichtfelder an öffentlichen Einmündungen sollten im 
Bebauungsplan mit den entsprechenden Planzeichen eingetragen 
werden. Wir empfehlen auch für Tiefgaragen vor dem Anschluss der 
Ausfahrtrampe an den öffentlichen Verkehrsraum eine in etwa stra-
ßenniveaugleiche Pkw-Aufstellfläche von 5 Metern (max. Steigung 5 
%) festzusetzen, sowie auch hier die entsprechenden seitlichen Sicht-
felder durch Festsetzungen von Einfriedungen, Bepflanzungen, seitli-

legt die geprüften Fahrbahn- und Geh-
wegbreiten fest. Die Planung enthält eine 
Fahrbahnbreite von 5,5 m und 2 m breite 
Gehwege. Die Unterteilung der Geh- und 
Fahrflächen im Lageplan ist lediglich als 
Hinweis zu verstehen und ist keine pla-
nungsrechtliche Festsetzung. Eine Kon-
kretisierung erfolgt in der Fachplanung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Realisierung von verkehrsberuhigten 
Bereichen und Tempo-30-Zonen ist noch 
nicht abschließend geklärt. Eine Festset-
zung erfolgt nicht im Bebauungsplan.  
 
 
 
 
 
Im Plangebiet werden die erforderlichen 
Bewohner- und Besucherstellplätze auf 
den Privatgrundstücken nachgewiesen. 
 
Die Sichtfelder an der Jahnstraße wer-
den eingetragen. Diese liegen fast voll-
ständig im Bereich der Verkehrsflächen.  
Die Pkw-Aufstellfläche bzw. Rampen-
steigungen sind in der Garagenverord-
nung reglementiert. Auf Festsetzungen 
im Bebauungsplan wird verzichtet. 
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chen Stellplätzen oder blickdichten Absturzsicherungen dauerhaft frei-
zuhalten. Hierdurch wird sichergestellt, dass Fahrzeuge nicht unvor-
hersehbar aus der ansteigenden Tiefgaragenausfahrt auf Fahr-
bahn/Gehweg ausfahren und bevorrechtigte Verkehrsteilnehmer (Pkw, 
Radfahrer, Fußgänger, Kinder …) nicht oder zu spät erkennen. 
 

5. Wir gehen davon aus, dass beabsichtigt ist den Weg durch den öffent-
lichen Quartierspark als Geh- und Radweg zu beschildern. Hinsichtlich 
der erforderlichen Breite verweisen wir auf die rechtlichen Vorgaben für 
einen gegenläufigen Radweg und bitten um eindeutige Ausweisung 
der gesamten Geh- und Radwegkonzeption. 
 
 
 
 
 

6. In Anbetracht der Schwierigkeiten, die sich bereits in deutlich kleineren 
Wohngebieten im Zusammenhang mit der Müllentsorgung ergeben, 
sollten bereits bei der Planung geeignete Flächen ausgewiesen wer-
den, an denen eine reibungslose und ordnungsgemäße Abfuhr ge-
währleistet und späteren Bereitstellungsproblemen vorgebeugt werden 
kann. Alle Wendebereiche sind flächenmäßig so zu gestaltet, dass das 
Wenden für Müllfahrzeuge ohne Zurücksetzen möglich ist. 
 
 
 

7. Vorsorglich weisen wir darauf hin, dass bei einer Privatstraße die Ver-
kehrssicherungspflicht (z.B. Räum- und Streupflicht) bei den Eigentü-
mern liegt. 

 

 
 
 
 
 
 
Im Bebauungsplan erfolgt keine Auswei-
sung des Geh- und Radweges. Trasse 
und Wegebreite ergeben sich aus der 
Ausführungsplanung. Es erfolgt eine 
Festsetzung als private Grünfläche. Die 
geplante Durchwegung ist dort zulässig. 
Eine detailliertere Nutzungsregelung 
erfolgt in einem gesonderten städtebauli-
chen Vertrag.  
 
Wendemöglichkeiten für Müllfahrzeuge 
werden berücksichtigt. Die Wenderadien 
betragen 8,5 m. Die Konkretisierung der 
Müllcontainer-Aufstellflächen erfolgt mit 
der Hochbauplanung. Die Müllentsor-
gung für WA2 erfolgt in der Ramsbach-
straße. Die Container können auch zur 
Wendeplatte (öffentliche Verkehrsfläche) 
gebracht werden.  
 
Kenntnisnahme 
 

2 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Regierungspräsidium  
Tübingen        09.09.2020 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

I. Belange der Raumordnung 
Der BPlan nach § 13b BauGB erlaubt eine höchstzulässige Grundfläche 
von 10.000 qm nach § 19 (2) BauNVO. Es wird um Nachweis gebeten, 
dass die Voraussetzungen für die Anwendung  des § 13b insbesondere 
im Hinblick auf die höchstzulässige Grundfläche gegeben sind. 
 
 
 
 
 
 

 
Die zulässige Grundfläche wird im Lage-
plan für jedes Baufeld festgesetzt.  
In der Summe erhält man eine zulässige 
Grundfläche von knapp unter 10.000 qm. 
(WA1 375 qm / WA2 660 qm / WA3 1159 
qm / WA4 800 qm / WA5 465 qm / WA6 
600 qm / WA7 2740 qm / WA8 500 qm / 
WA9 2700 qm)  
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2.1 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Landesamt für Denkmal-
pflege (LAD) im Regie-
rungspräsidium Stuttgart 

09.09.2020 

Der Fortschreibungsentwurf des Regionalplanes Bodensee-
Oberschwaben legt im Bereich der Vorhabenfläche einen ‚Schwerpunkt 
des Wohnungsbaus (Z) fest. Es wird darauf hingewiesen, dass bei der 
Erschließung von Wohnungsbauschwerpunkten eine flächensparende, 
angemessene verdichtete Bauweise anzustreben ist.  Der Entwurf sieht 
eine Mindest-Bruttowohndichte von 70 Einwohnern pro ha vor. Um ent-
sprechenden Nachweis in der Begründung wird gebeten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
II. Naturschutz 
Es fehlt das Artenschutzgutachten für den Uferbereich. Eine Beurteilung 
durch die höhere Naturschutzbehörde ist noch nicht möglich. 
 
 
III. Landwirtschaft 
Mit der Planung werden ca. 5 ha hochwertige landwirtschaftliche Fläche 
(Vorrangflur Stufe II, überwiegend Sonderkulturfläche) umgewidmet, so 
dass landwirtschaftliche Belange betroffen sind. Die überplanten Flächen 
sind im Flächennutzungsplan überwiegend als Wohnbauflächen darge-
stellt, und nicht im Regionalplan als Vorranggebiet für die Landwirtschaft 
ausgewiesen. … Daher können aus übergeordneter landwirtschaftlich 
fachlicher Sicht die grundsätzlichen Bedenken gegenüber einer Inan-
spruchnahme der Flächen hier zurückgestellt werden. 
 
IV. Belange des Straßenwesens 
Die Abteilung Straßenwesen und Verkehr erhebt keine Einwendungen 
zum vorgelegten Bebauungsplan. Das Plangebiet befindet sich innerhalb 
der straßenrechtlichen Ortsdurchfahrt von Tettnang in einem Abstand 
von ca. 40 m zur L 329. Das Gebiet ist über die Jahnstraße ausreichend 
verkehrlich erschlossen.  
 
Bau- und Kunstdenkmalpflege 
Keine Anregungen 
 
 

Im städtebaulichen Entwurf waren ca. 
272 Wohneinheiten in Mehrfamilienhäu-
sern und 18 WE in Einfamilien- und Rei-
henhäusern (insgesamt ca. 290 WE) 
vorgesehen. Es kann von ca. 650 Ein-
wohnern ausgegangen werden. Dies 
entspricht bei einer Fläche des Plange-
biets von ca. 5 ha einer Bruttowohndichte 
von ca. 130 Einwohnern pro ha. Damit 
sind die Vorgaben aus der Regionalpla-
nung erfüllt. Da im Zentrum der Bebau-
ung eine ca. 1,1 ha große für die Bewoh-
ner nutzbare öffentliche Grünfläche ge-
plant ist, handelt es sich um eine attrakti-
ve Wohnlage. 
 
Das Gutachten (Hr. Ramos) wird in der 
öffentlichen Auslegung nachgereicht. 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
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Archäologische Denkmalpflege 
Aus dem Plangebiet liegen bisher keine Hinweise auf archäologische 
Fundstellen vor, allerdings sind diese auch nicht auszuschließen.  
Das Plangebiet befindet sich in einem Gelände mit allgemeiner Sied-
lungsgunst in der Nähe zu einem Fließgewässer … Das Areal ist von 
öffentlichem und wissenschaftlichem Interesse, da bei Erdarbeiten vor-
geschichtliche und mittelalterliche archäologische Zeugnisse zutage tre-
ten können und aufgrund der Bachnähe sogar mit besonderen Erhal-
tungsbedingungen nämlich der Feuchterhaltung von Hölzern und organi-
schen Resten zu rechnen ist. Zur Erhöhung der Planungssicherheit emp-
fehlen wir, archäologische Prospektionen des Untergrundes durch Bag-
gersondagen mit Humuslöffel unter Aufsicht des LAD (Landesamt für 
Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart) im Plangebiet durch-
zuführen. Die Kosten hierfür sind vom Vorhabenträger zu übernehmen.  
 
Werden archäologische Fundstellen entdeckt, ist für eine archäologische 
Rettungsgrabung eine Investorenvereinbarung mit dem Land Baden-
Württemberg …  abzuschließen, in welcher die Rahmenbedingungen 
geklärt werden. Erste Anhaltspunkte zu archäologierelevanten Unter-
grundverhältnissen ließen sich auch durch Hinzuziehen des LAD zu an-
stehenden geologischen Baugrunduntersuchungen … ermitteln. 
 
Der Beginn von Erdarbeiten ist mit dem Landesdenkmalamt terminlich 
abzustimmen, um eine archäologische Baubegleitung zu ermöglichen. 
Kontakt: Landesamt für Denkmalpflege im Regierungspräsidium Stuttgart 
(Ref. 84.2 Regionale Archäologie) julia.goldhammer@rps.bwl.de  Tel 
07735-93777-126.oder richard.vogt@rps.bwl.de    
 
Ferner ist festzuhalten, dass gem. §20 Denkmalschutzgesetz auch im 
weiteren Bauverlauf etwaige Funde ( Scherben, Knochen, Mauerreste, 
Metallgegenstände, Gräber, auffällige Bodenverfärbungen, alte Humus-
horizonte) umgehend dem LAD zu melden und bis zur sachgerechten 
Dokumentation und Ausgrabung im Boden zu belassen sind. Gegebe-
nenfalls ist mit Unterbrechungen der Bauarbeiten zu rechnen und Zeit zur 
Fundbergung einzuräumen.  
 

 
Ergänzung der Hinweise 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
 
Berücksichtigung in der Bauphase. 
 
 
 
 
 
Ein entsprechender Hinweis ist im Text 
enthalten. 
 

2.1 Regierungspräsidium  
Freiburg   Landesamt für 
Geologie, Rohstoffe 
(LGRB)            07.09.2020 

1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die 
im Regelfall nicht überwunden werden können 
                      keine 
 
 

 
 
Kenntnisnahme 
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2. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den Plan 
berühren können, mit Angabe des Sachstandes 
                      keine 
 
 
3. Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
Geotechnik 
… Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgut-
achten bzw. Baugrundgutachten vorliegt, liegen die darin getroffenen 
Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachterlichen Ingenieurbüros. 
Eine wasserwirtschaftliche Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausge-
setzt, empfiehlt das LGRB die Übernahme der folgenden geotechnischen 
Hinweise in den Bebauungsplan: Das Plangebiet befindet sich auf Grund-
lage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Verbreitungsbereich von 
Hasenweiler Schottern. Randlich können Hasenweiler-Beckensedimente 
und Holozäne Abschwemmmassen auftreten. Mit lokalen Auffüllungen 
vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung geeignet 
sind, ist zu rechnen. Mit einem kleinräumig deutlich unterschiedlichen 
Setzungsverhalten des Untergrundes im Bereich der Hasenweiler-
Beckensedimente ist zu rechnen. Mit einem oberflächennahen saisona-
len Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) 
im Bereich der Holozänen Abschwemmmassen ist zu rechnen. 
 
Bei etwaigen geotechnischen Fragen … (z.B. zum genauen Baugrund-
aufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Grün-
dungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) werden 
objektbezogene Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. 
DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 
 
keine Hinweise       aus bodenkundlicher Sicht 
keine Hinweise       aus rohstoffgeologischer Sicht 
keine Hinweise       aus hydrogeologischer Sicht 
keine Hinweise       aus bergbehördlicher Sicht 
Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes sind nicht tangiert 
 
Allgemeine Hinweise– die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse 
können dem bestehenden Geologischen Kartenwerk entnommen werden 
(Übersicht über die am LGRB vorhandenen 
Bohrdaten unter http://www.lgrb-bw.de /  
Geotopkataster unter http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope.  
 

 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
Ergänzung der Hinweise 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme 
Kenntnisnahme 
Kenntnisnahme 
Kenntnisnahme 
Kenntnisnahme 
 
Kenntnisnahme 
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3 Regionalverband  
Bodensee-Oberschwaben 

14.09.2020 

Wir möchten darauf hinweisen, dass das Plangebiet im Fortschreibungs-
entwurf des Regionalplanes Bodensee-Oberschwaben in einem 
‚Schwerpunkt des Wohnungsbaus (Z) liegt. Bei der Erschließung von 
Wohnungsbauschwerpunkten ist eine flächensparende, angemessene 
verdichtete Bauweise anzustreben. Der Entwurf sieht eine Mindest-
Bruttowohndichte von 70 Einwohnern pro ha vor. Um entsprechenden 
Nachweis in der Begründung wird gebeten.  
 
 

Ergänzung der Begründung: 
Im städtebaulichen Entwurf waren ca. 
272 Wohneinheiten in Mehrfamilienhäu-
sern und 18 WE in Einfamilien- und Rei-
henhäusern (insgesamt ca. 290 WE) 
vorgesehen. Es kann von ca. 650 Ein-
wohnern ausgegangen werden. Dies 
entspricht bei einer Fläche des Plange-
biets von ca. 5 ha einer Bruttowohndichte 
von ca. 130 Einwohnern pro ha. Damit 
sind die Vorgaben aus der Regionalpla-
nung erfüllt. Da im Zentrum der Bebau-
ung eine ca. 1,1 ha große für die Bewoh-
ner nutzbare öffentliche Grünfläche ge-
plant ist, handelt es sich um eine attrakti-
ve Wohnlage. 

 

4 Unitymedia BW GmbH 
14.09.2020 

 

Im Planbereich liegen Versorgungsanlagen der Vodafone BW GmbH. Wir 
sind grundsätzlich daran interessiert, unser Glasfaserbasiertes Kabelnetz 
in Neubaugebieten zu erweitern … 
 
 

Kenntnisnahme  

5 Netze BW GmbH 
29.07.2020 

 

Der Geltungsbereich befindet sich im Versorgungsgebiet des ‚Regional-
werk Bodensee‘ 

Kenntnisnahme  

6 Handwerkskammer Ulm 
09.09.2020 

 
 

Keine Bedenken, wenn durch diese Planung einzelne Handwerksbetriebe 
nicht nachteilig betroffen sind. Einen Nachteil können diese dadurch er-
langen, dass die Ausübung des Gewerbes in Zukunft durch Auflagen 
erschwert oder gar unmöglich gemacht wird. Dieser Fall kann bei der 
Neuausweisung von Wohngebieten an bestehenden Gewerbegrundstü-
cken eintreten. 
 

Kenntnisnahme 
 

 

7 Industrie- und Handels-
kammer Bodensee-
Oberschwaben 14.08.2020 
 

Keine Einwände Kenntnisnahme  

8 Dt.Telekom Technik GmbH 
27.01.2020 

 

Keine Einwände 
Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom 

Kenntnisnahme 
Berücksichtigung bei der Bauausführung 
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Zur Versorgung durch die Telekom ist die Verlegung neuer Telekommu-
nikationslinien erforderlich. Gerne würden wir dieses Neubaugebiet … mit 
unserer FTTH-Technik versorgen. Für einen evtl. Ausbau  sowie die Ko-
ordinierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen anderer Lei-
tungsträger ist es notwendig, dass der Beginn der Erschließungsmaß-
nahmen so früh wie möglich schriftlich angezeigt wird. 

9 Gemeinde Eriskirch  
09.09.2020 

Keine Einwendungen 
 

Kenntnisnahme  

10 Gemeinde Wasserburg 
05.08.2020 

Keine Anregungen 
 

Kenntnisnahme  

11 Gemeinde Amtzell 
24.07.2020 

Keine Anregungen 
 

Kenntnisnahme  

12 Gemeinde Achberg 
31.07.2020 

Keine Anregungen 
 

Kenntnisnahme  

13 Stadt Friedrichshafen 
06.08.2020 

Keine Anregungen 
 

Kenntnisnahme  

14 Stadt Lindau 
23.07.2020 

Keine Anregungen 
 

Kenntnisnahme  

15 Stadt Tettnang Bauordnung 
14.09.2020 

Die einzig zulässige Dachform ‚Flachdach mit Gründach‘ schränkt die 
Gestaltungsmöglichkeit stark ein … dies ist in der Praxis nicht umsetzbar. 
Auch ist nicht ersichtlich aus welchen Gründen nur ein Flachdach zuläs-
sig sein soll. … Die bestehende Bebauung an der Jahnstraße sowie im 
Anschluss an das Plangebiet zeichnet sich durch Satteldächer aus. 

Die Festsetzung wurde für WA1 und 
WA2 gelockert. Dort sind auch Schräg-
dächer <25° zulässig. Gründächer sind 
integrativer Bestandteil des Entwässe-
rungskonzeptes.
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 Bürger Inhalt der Äußerung 

(gekürzt, Originalschreiben liegen der Gemeinde vor) 
 

Stellungnahme  
Planer / Verwaltung 

Beschluss 

 Bürgerin 1 
07.01.2020 

Die Festsetzung, dass als einzige Dachform nur Flachdach 
mit Gründach zulässig ist, schränkt die Gestaltungsmög-
lichkeit der Bauherren insbesondere bei den vorgesehenen 
Einfamilienhäusern zu sehr ein. Bitte mehrere Dachformen 
zulassen Die Bebauung an der Jahnstraße zeichnet sich 
durch Satteldächer aus. 
 

Im Bereich der 2-geschossigen Gebäude WA1 werden 
auch flachgeneigte Dächer (Dachneigung <25°) zuge-
lassen. Im übrigen Gebiet soll im Hinblick auf ein ho-
mogenes Erscheinungsbild Flachdächer ausgeführt 
werden.  
 
 

 

 Bürgerin 2 
29.08.2020 
 
Bürgerin 3 
20.08.2020 
 
Bürger 4 
13.08.2020 
 
Bürgerin 5 
20.08.2020 
 
 

A) Zahl der Vollgeschosse soll in den Randbereichen 
(WA1, WA7) in Richtung Ramsbach auf III VG erweitert 
werden oder alternativ die Gebäudehöhe auf 10-11 m er-
höhen. Verdichtete Bauweise entspricht der Intention des 
BPlans. Die Gebäude sind von Norden durch die Gehölze 
am Ramsbach nicht einsehbar. Von Süden gesehen domi-
nieren 4-geschossige Gebäude. Potentielle Reduktion der 
Bodenversiegelung. Entspannung der Verschattungswir-
kung durch die südlich vorgelagerten 4-geschossigen Ge-
bäude, bessere Besonnung auch der Dachterrassen und 
besseres Wohnklima im WA1 infolge besonnter Dachflä-
chen. Bessere Abstufung gegenüber den 4-geschossigen 
Nachbargebäuden. 
 
B) Dachform sollte im gesamten Baugebiet frei wählbar 
sein. Dies wurde in anderen Baugebieten in der Vergan-
genheit auch so gehandhabt und entsprechend passt dies 
dann besser zum Stadtbild von Tettnang. Verschiedene 
Dachformen und Vielfalt machen das Baugebiet interes-
santer und authentischer. Eine ausschließliche Genehmi-
gung von Flachdächern ließe das Gebiet großstädtisch 
wirken und man bekäme das Gefühl von flachen Platten-
bauten …  
Flachdächer müssen i.d.R. nach ca. 20 Jahren kostenin-
tensiv repariert werden. Bei geneigten Dächern ist diese 
Problematik eher untergeordnet.  
 
C) Definierte Baufelder in Baustreifen im WA1 umwandeln. 
Die Baufelder entsprechen etwa der zulässigen Grundflä-
che von 125 qm. Eine Vergrößerung der Baufelder bringt 

Der Bebauungsplan folgt dem städtebaulichen Entwurf, 
wonach in den Randbereichen und insbesondere im 
Grenzbereich zum geschützten Biotop (WA1) eine hö-
henmäßige Abstufung mit reduzierter Nutzung und die 
Ausweisung von Grünflächen vorsieht. Dieses Konzept 
soll beibehalten werden. Zum WA7 ist eine 4-
geschossige Bebauung im Anschluss an die öffentliche 
Verkehrsfläche (Geh- und Radweg) vorgesehen.  
 
 
 
 
 
 
Im Bereich der 2-geschossigen Gebäude WA1 und 
WA2 werden als Ausnahme auch geneigte Dächer 
(Dachneigung <25°) zugelassen. Begrünte Flachdächer 
sind neben dem städtebaulichen Entwurf auch wesent-
licher Bestandteil des Entwässerungskonzeptes (Filte-
rung / Bodenpassage),  tragen zur Verbesserung des 
Kleinklimas bei und werten die Lebensräume für Insek-
ten und Vögel auf.  
 
Flachdächer sind auch langfristig wirtschaftlich; sie 
vermindern den erdgleichen Flächenbedarf für eine 
Retention und Vorreinigung des Niederschlagswassers.
 
Mit dem Bebauungsplan soll der städtebauliche Entwurf 
umgesetzt werden. Dies entspricht den städtebaulichen 
Zielen der Stadt und wurde auch mit dem Gestaltungs-
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eine höhere Flexibilität bzgl. Nutzung, Verschattung, 
Grundstückszuschnitt und erhöht den individuellen Gestal-
tungsspielraum unter Berücksichtigung der Grenzabstände 
… macht das Gebiet interessanter 

beirat abgestimmt. Die Baufelder werden auf ca. 160 
qm vergrößert. Darüber hinaus werden Schrägdächer 
bis 25° Dachneigung mit angepassten Wand- und First-
höhen zugelassen. Dadurch wird die Flexibilität erhöht. 
Eine weitere Lockerung der Festsetzungen (z.B. zu-
sammengefasste Baufelder zur freien Positionierung 
des Hauses) soll im Sinne der Umsetzung des städte-
baulichen Entwurfes nicht erfolgen. 
 

 Bürger 6 
09.09.2020 
 
 

Als Eigentümer des westlich angrenzenden Grundstücks 
(Flst.Nr. 553/1) und Miteigentümer der gemeinsamen Zu-
fahrt 551/100 (gemeint ist wahrscheinlich Flst.Nr. 551/1) 
werden folgende Bedenken geäußert: Wenn die Erschlie-
ßungsstraße an die bestehende Zufahrt angebunden wird 
bedeutet das eine wesentliche Nutzungsänderung des 
gemeinschaftlichen Privatweges.  
- Beschädigung durch Baufahrzeuge,  
- Verkehrssicherungspflicht, Räumpflicht 
- Die Bauunterhaltung der Straße kann nicht mehr über-

nommen werden 
- Die Gestaltung und Pflege der Böschung zwischen den 

Grundstücken 551/1 und 551/2 ist ungeklärt 
- Infolge der geplanten Bebauung dürfe nicht vermehrt 

Oberflächenwasser unkontrolliert über das Grundstück 
des Einwenders abfließen. 

 

Die Erschließung der Grundstücke 551/2 und 551 wird 
auch über den Anschluss an die öffentliche Erschlie-
ßung durch ein Geh-, Fahr- und Leitungsrecht im Be-
bauungsplan gesichert. 
Eine Nutzung des gemeinschaftlichen Privatweges ist 
dazu nicht notwendig. Private Nutzungsrechte sind vom 
Bebauungsplan unberührt.  
 

 

 Bürger  
Sammeleingabe 
14.08.2020 
 

Mit der Wahl des vereinfachten Verfahrens nach § 13b 
BauGB … werden europarechtliche Umweltschutzvorga-
ben nicht berücksichtigt. Sollten vor dem Europäischen 
Gerichsthof bis 2021 Klagen gegen die Verfahrensart … 
erfolgreich beschieden, könnte der BPlan für nichtig erklärt 
werden. In einer Zeit, in der Umweltschutz, Nachhaltigkeit 
und Klimaschutz propagiert werden, sollte man nicht auf 
einen Umweltbericht verzichten. 
 
 
 
 
 
 
 

Das Verfahren nach § 13b BauGB ist zulässig. Die Be-
lange von Natur und Landschaft werden berücksichtigt. 
Es handelt sich aufgrund der vorangegangenen Nut-
zungen um ein überwiegend landschaftlich vorbelaste-
tes Gebiet (Deponie, Hopfengarten, Intensivobst) Das 
Gebiet besitzt keine besondere Bedeutung für den Na-
turhaushalt und das Landschaftsbild. Der nördlich an-
grenzende Ramsbach und das geschützte Ufergehölz 
werden nicht beeinträchtigt. Die Ergebnisse der arten-
schutzrechtlichen Beurteilung werden in der Planung 
berücksichtigt. Die Erstellung eines Umweltberichtes 
sowie die Bilanzierung und Kompensation des Eingrif-
fes ist nicht erforderlich. Das Ergebnis evtl. Klagen vor 
dem EUGH bleibt abzuwarten. 
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Es wird kritisiert, dass die frühzeitige Beteiligung komplett 
während der Sommerzeit stattfindet. Zumindest einen Teil 
der Beteiligungsfrist hätte man auch außerhalb dieser Zeit 
legen können.  
 
 
 
 
Die Bebauung an der Jahnstraße besteht überwiegend aus 
ein- bis zweigeschossigen Einfamilienhäusern. Denen 
werden auf der Nordseite der Jahnstraße viergeschossige 
Mehrfamilienhäuser gegenübergestellt. Es kommt also zu 
einem Sprung von teilweise 3 Geschossen. Dies erscheint 
uns als Eigentümer der Gebäude als zu massiv …Wir for-
dern eine Reduzierung auf maximal 2,5 Geschosse in der 
ersten Reihe … vorgenommen werden. Dahinter kann 
stufenweise eine Erhöhung bis auf die gewünschten 6 
Geschosse vorgenommen werden.  
 
 
 
 
 
 
 
Das neue Wohngebiet ist über zwei Stichstraßen an die 
Jahnstraße angebunden. Die Jahnstraße ist im Bestand 
bereits Tempo 30. Es erscheint zweifelhaft … ob diese die 
zusätzlichen Verkehrsmengen … auch angesichts der 
Engstelle zwischen Jahnstr. 14 und 15 … bewältigen kann.
Wir fordern die Erstellung eines verkehrstechnischen Gut-
achtens, in dem nachgewiesen wird, dass die Jahnstraße 
die zusätzlichen Verkehrsmengen aufnehmen kann. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Im vereinfachten Verfahren kann von der frühzeitigen 
Unterrichtung und Erörterung der Planung abgesehen 
werden. Eine Umfassende Möglichkeit der Bürgerbetei-
ligung besteht im Rahmen der öffentlichen Auslegung. 
Dort werden auch die Gutachten zum Artenschutz, eine 
Vorplanung der Außenanlagen und ein Bodenschutz-
konzept den Unterlagen beigefügt werden. 
 
Der Bestandsbebauung an der Jahnstraße werden im 
Plangebiet zwei viergeschossige Gebäude und zwei 3-
geschossige Gebäude mit einem Abstand von ca. 20 m 
gegenübergestellt. Die Bestandsbebauung darf bei 
fehlendem Bebauungsplan ebenfalls aufgestockt wer-
den, so dass auch auf der Südseite eine Bebauung mit 
3-4-geschossige Mehrfamilienhaus entstehen kann. 
Mehrgeschossige Wohnbauten sind in der näheren 
Umgebung bereits realisiert. Entsprechend den landes-
planerischen Vorgaben der Raumordnungsbehörde 
weist das Regierungspräsidium darauf hin, dass bei der 
Erschließung von Wohnungsbauschwerpunkten – wie 
z.B. das Plangebiet - eine flächensparende, angemes-
sene verdichtete Bauweise anzustreben ist. Eine solche 
Verdichtung ist mit Einfamilienhäusern und Reihenhäu-
sern nicht erreichbar.  
 
Im Rahmen einer Verkehrsuntersuchung (Modus Con-
sult 06/21) wurde bewertet, welche Auswirkungen durch 
die Planung hinsichtlich des Verkehrs zu erwarten sind. 
Das im März 2021 erhobene werktägliche Verkehrsauf-
kommen liegt sowohl in der L329 als auch in der K7723 
im ortsüblichen Bereich. Auch das Verkehrsaufkommen 
im nachgeordneten (Erschließungs-) Straßennetz ist als 
absolut ortsüblich zu bewerten.  
Das ermittelte Neuverkehrsaufkommen aus dem Plan-
gebiet wird mit dem Verkehr aus der Prognose für das 
Jahr 2035 überlagert. Mit prognostizierten Verkehrs-
mengen von unter 2000 Kfz/24 h (200 Kfz/h) für die 
Jahnstraße, Kolpingstraße und Ramsbachstraße liegen 
diese im Bereich von Wohnstraßen (< 400 Kfz/h) und 
deutlich unterhalb dem für Sammelstraßen (400-800 
Kfz/h). Insgesamt wird das durch die allgemeine Ver-
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Wir fordern die Erstellung eines Lärmgutachtens, das den 
Nachweis erbringt, dass die bestehende reine Wohnbe-
bauung südlich der Jahnstraße keiner unzulässigen Lärm-
belästigung ausgesetzt wird. Hierbei sind auch die nördlich 
der Jahnstraße sehr großzügig angeordneten Besucher-
stellplätze zu berücksichtigen. 
 
 
Wir gehen davon aus, dass das Bodengutachten aus dem 
Jahr 2000 nicht mehr die nötige Aktualität hat. … Ein aktu-
elles Gutachten muss nachweisen, dass im neuen Wohn-
gebiet gesunde Wohnverhältnisse gegeben sind.  
 
 

kehrsentwicklung und die Erschließung des Bebau-
ungsplangebietes zu erwartende Verkehrsaufkommen 
im Zuge der genannten Straßen als gebietsverträglich 
eingestuft. Die betrachteten Knotenpunkte werden den 
künftig zu erwartenden Kfz-Verkehr leistungsfähig ab-
wickeln können. Zusammenfassend ist davon auszuge-
hen, dass das geplante Baugebiet ‚Jahnstraße Nord‘ für 
alle Verkehrsteilnehmer leistungsfähig und gebietsver-
träglich an die vorhandene städtische Verkehrsinfra-
struktur angeschlossen werden kann. 
 
 
Nach dem vorliegenden Lärmgutachten (BS-Ingenieure 
06/21) führt der zu erwartende zusätzliche Verkehr 
nicht zu einer wesentlichen Änderung der Verkehrs-
lärmimmissionen (Erhöhung um 1,1 bis 2,1 dB(A). Die 
Grenzwerte der 16. BImschV werden nicht überschrit-
ten. 
 
 
Es liegen Bodengutachten aus den Jahren 1997/2000 
vor. Diese werden ergänzt durch ein Bodenverwer-
tungskonzept sowie ein Baugrund- und Altlastengutach-
ten (Kugel, Schlegel, Wunderer 12/2020 und 03/2021).  
Im weiteren Verlauf erfolgt die Umsetzung des Boden-
managements (Auf- und Abtrag/Abdecken belasteter 
Bereiche bzw. Entsorgung von belastetem Bodenmate-
rial) in enger Abstimmung mit der Bodenschutzbehörde. 
Dadurch werden gesunde Wohnverhältnisse sicherge-
stellt.  
 

 


